
 

 

 

Kompaktwissen:  
Religiöse Betreuungstätigkeit und Lehrtätigkeit HSK 
 
 
A Vorbemerkung: Religiöse Zusammensetzung Basel-Stadt 

Die religiöse Zusammensetzung der Bevölkerung des Kantons Basel-Stadt setzt sich per 
Ende 2009 wie folgt zusammen:  
 

42,9 % konfessionslos resp. aus einer Landeskirche ausgetreten 
19,5 % protestantisch (institutionelle Zugehörigkeit) 
16,7 % römisch-katholisch (institutionelle Zugehörigkeit) 

9,7 % muslimisch (Glaubenszugehörigkeit, nur eine Minderheit ist in einem Moscheever-
ein) 

8,2 % andere (inkl. tamilische Hindus, Glaubenszugehörigkeit) 
2,1 % ostkirchlich (serbisch-orthodox, griechisch-orthodox etc.) 
0,6 % jüdisch (institutionelle Zugehörigkeit) 
0,3 % christkatholisch (institutionelle Zugehörigkeit) 

Betrachtet man nur die ausländische Wohnbevölkerung, sieht es wie folgt aus: 
 

47,6 % ohne Angaben, unbekannt 
19,5 % muslimisch 
14,2 % römisch-katholisch 

8,4 % andere Kirchen und Religionen 

Quelle: Statistisches Amt des Kantons Basel-Stadt. Anmerkung dazu: Aleviten (vorwiegend 
kurdisch) und Hindus (vorwiegend tamilisch) werden vom Statistischen Amt nicht separat er-
fasst.  

Es gibt im Raum Basel rund 350 verschiedene Religionsgemeinschaften (Informationen dazu 
siehe www.inforel.ch). Vier Religionsgemeinschaften sind in Basel-Stadt öffentlich-rechtlich 
anerkannt: die evangelisch-reformierte Kirche, die christkatholische Kirche, die römisch-
katholische Kirche und die Israelitische Gemeinde Basel. Die anderen sind privatrechtlich or-
ganisiert, mehrheitlich als Vereine und einzelne als Stiftungen. Im September 2010 erhielt 
die „Christengemeinschaft“ die kantonale Anerkennung. Bei allen religiösen Institutionen wird 
ein beträchtlicher Teil der Arbeit in Form von unbezahlter ehrenamtlicher Tätigkeit geleistet. 
Für diese sind keine AHV- und Sozialabgaben zu entrichten. Hingegen ist eine ehrenamtli-
che Tätigkeit mit Entlöhnung (auch in Form von Naturallohn) abgabepflichtig.  
 
 
B Arbeits- und migrationsrechtliche Erfassung 

Personen im Nebenamt sowie Personen mit Niederlassungsbewilligung und Personen, die 
aufgrund ihres Aufenthaltsstatus Anspruch auf Erwerbstätigkeit haben (insbesondere Famili-
ennachzug) können weder arbeits- noch migrationsrechtlich erfasst werden. Eine arbeits- 
und migrationsrechtliche Kontrolle kann also nur bei der Erstzulassung bzw. Einreise erfol-
gen.  
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Personen aus Drittstaaten, d. h. ausserhalb der EU /EFTA, die als religiöse Betreuungs-
personen um eine Arbeits- und Aufenthaltserlaubnis ersuchen, erhalten diese unter den un-
ten aufgeführten Bedingungen:  

Gemäss Art. 7 der Verordnung über die Integration der Ausländerinnen und Ausländer 
VintA vom 24.10.2007 kann „Ausländerinnen und Ausländern, die eine Betreuungs- oder 
Lehrtätigkeit ausüben, zum Beispiel als religiöse Betreuungspersonen oder Lehrkräfte für 
heimatliche Sprache und Kultur, (...) eine Aufenthalts- oder Kurzaufenthaltserlaubnis erteilt 
werden, wenn sie: 

a. über die nötigen Fähigkeiten verfügen, um ihre spezifische Tätigkeit auszuüben; 
b. Kenntnisse der am Arbeitsort gesprochenen Landessprache auf dem Sprachniveau 

B1 (...) aufweisen 
c. mit dem gesellschaftlichen und rechtlichen Wertesystem in der Schweiz (...) vertraut 

und fähig sind, diese Kenntnisse bei Bedarf den von ihnen betreuten Ausländerinnen 
und Ausländern zu vermitteln.“ 

Rundschreiben von Eduard Gnesa/BFM vom 16.Mai 2008 an die kantonalen Behörden: 
„Personen, die in der Schweiz für eine Glaubensgemeinschaft eine religiöse Betreuungstä-
tigkeit ausüben oder als HSK-Lehrkräfte wirken, haben eine bedeutende Rolle im Dialog zwi-
schen ihrer Gemeinschaft und der schweizerischen Öffentlichkeit und für die Integration der 
Migrationsbevölkerung. (...) Die Umsetzung dieser Bestimmung (gemeint ist VintA, Art. 7) er-
fordert ein koordiniertes Vorgehen der kantonalen Arbeitsämter, der kantonalen Migrations-
behörden, der kantonalen Ansprechstellen für Integrationsfragen sowie des Bundesamts für 
Migration.“ 
 
 
C Religiöse Betreuungspersonen 

1 Rechtliche Bestimmungen zum Aufenthalt 
• Personen aus Drittstaaten mit religiöser Betreuungstätigkeit kann nur dann eine Kurz- 

oder Aufenthaltsbewilligung von mehr als vier Monaten erteilt werden, wenn sie über die 
nötigen Fähigkeiten verfügen (qualifizierte theologische Ausbildung), mit dem gesell-
schaftlichen und rechtlichen Wertesystem in der Schweiz vertraut sind und die Landes-
sprache auf Niveau B1 beherrschen. Bei ungenügenden Deutschkenntnissen (Niveau B1) 
kann die Bewilligung erteilt werden, wenn sich die Betreffenden in einer Integrationsver-
einbarung zum Lernen der Sprache verpflichten. Sie erhalten eine L-Bewilligung für max. 
12 Monate, eine Verlängerung der L-Bewilligung auf max. 24 Monate ist möglich, bei Ein-
haltung der Bedingungen ist eine B-Bewilligung möglich. 

• Integrationsvereinbarungen mit religiösen Betreuungspersonen aus dem EU/EFTA Raum 
sind aus rechtlichen Gründen nicht möglich, mit Drittstaatsangehörigen mit genügend 
Deutschkenntnissen sind sie nicht vorgesehen. 

• Religiöse Betreuungspersonen im Nebenamt werden in Bezug auf ihre religiöse Tätigkeit 
nicht arbeits- und aufenthaltsrechtlich erfasst, das heisst, sie sind amtlich nicht als solche 
erkennbar.  

• Der Aspekt der Brückenfunktion religiöser Betreuungspersonen (Kenntnisse des ge-
sellschaftlichen und rechtlichen Wertesystems in der Schweiz und Vermittlung dieser 
Kenntnisse) wird bisher in keiner Vereinbarung expliziert. Bei den letzten beiden Gruppen 
(EU-Angehörige, Drittstaatenangehörige mit genügend Deutschkenntnissen und religiöse 
Betreuungspersonen im Nebenamt) ist keine (aufenthalts-) rechtliche Handhabe vorhan-
den.  
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2 Bedeutung und Massnahmen der Integrationsarbeit 
Aus den genannten Gründen ist eine gute und vernetzte Integrationsarbeit wichtig, d. h. Kon-
taktpflege mit den religiösen Vereinen, insbesondere den Präsidenten und Betreuungsper-
sonen (Moscheevereine, Migrationskirchen, tamilische Vereine resp. Hindutempel etc.). Dies 
gewährleistet auch eine gewisse Selbstkontrolle der Vereine. Die interreligiösen Institutionen 
(vor allem der Runde Tisch der Religionen beider Basel, der an der Schnittstelle Religions-
gemeinschaften-Behörden-Bevölkerung arbeitet, aber auch das Interreligiöse Forum Basel 
und andere) sind ebenfalls wichtig für eine vertiefte Zusammenarbeit. 
Die Leitprinzipien des Runden Tischs der Religionen werden diesbezüglich demnächst prä-
zisiert, um die Berufung auf die schweizerische Gesetzgebung noch stärker zu betonen und 
mehr Verbindlichkeit zu erreichen. Bezüglich der Kontakte zu Migrationskirchen existiert eine 
gut funktionierende Zusammenarbeit mit dem Migrationsamt der evangelisch-reformierten 
Kirche BS und dem Pfarramt für weltweite Kirche der ERK BS und BL. 
Die Informationen zu Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten für religiöse Betreuungsperso-
nen (inkl. Präsidenten der religiösen Vereine) werden koordiniert und den Betroffenen be-
kannt gemacht (Möglichkeit von Stipendien abklären). 

3 Religionslehrkräfte 
Es gibt noch wenig Informationen über religiöse Lehrkräfte, die im Rahmen der religiösen 
Vereine unterrichten. Es handelt sich erfahrungsgemäss vor allem um Frauen, die neben-
amtlich unterrichten. Der letztgenannte Punkt zu religiösen Betreuungspersonen allgemein 
gilt auch für die Religionslehrkräfte. 

Die Resultate des Forschungsprojekts „Imam-Ausbildung und islamische Religionspädagogik 
in der Schweiz?“ (Teilprojekt des Nationalen Forschungsprogramms „Religionsgemeinschaf-
ten, Staat und Gesellschaft“, NFP 58) zeigen, dass sich eine Mehrheit der Lehrpersonen für 
islamischen Religionsunterricht in einer Landessprache ausdrücken kann. Eindeutig ge-
wünscht wird von muslimischer Seite die Vertrautheit mit dem schweizerischen Kontext, die 
Erweiterung der pädagogischen Kompetenzen und der Kenntnisse über den Islam. Die be-
fragten Behörden wünschen sich grossmehrheitlich eine Ausbildung für Lehrpersonen für is-
lamischen Unterricht in der Schweiz. Bis jetzt bietet nur das Institut für Interreligiöse Päd-
agogik und Didaktik in Köln eine deutschsprachige Ausbildung an. 
Für die zweite Hälfte 2010 sind in Basel Besuche von Religionsunterricht auf Vereinsebene 
vorgesehen. Ausserdem wird das Thema am Runden Tisch der Religionen traktandiert. 
 
 
D Lehrkräfte für heimatliche Sprache und Kultur 

In Basel unterrichten rund 120 Lehrkräfte in insgesamt 30 Sprachgruppen. Etwa ein Drittel 
von ihnen ist über die Botschaften und Konsulate angestellt und bezahlt (Italien, Spanien, 
Portugal, Serbien, Kroatien, Türkei u.a.). Zwei Drittel (die meisten der kleineren Sprachgrup-
pen und die tamilische grosse Gruppe) unterrichten in kleinen und kleinsten Teilzeitpensen 
und werden von Elternvereinigungen oder -vereinen angestellt, beaufsichtigt und bezahlt. Al-
le Sprachgruppen und deren Lehrkräfte sind einem vom Erziehungsrat BS abgesegneten 
Rahmenlehrplan HSK verpflichtet.  
Neue Lehrpersonen HSK müssen Deutschkenntnisse auf Niveau B1 ausweisen, anderen-
falls werden sie zum Besuch von speziellen Deutschkursen für HSK-Lehrpersonen verpflich-
tet. Allen HSK-Lehrpersonen stehen die Angebote der Lehrerweiterbildung (ULEF) offen, ei-
nige Angebote sind speziell auf sie zugeschnitten (Austausch, Lehrmittel, Infos über die 
Schulen und das System).  
Die Koordinationspersonen der Sprachgruppen treffen sich zweimal jährlich in der bikantona-
len „Konferenz HSK“, die dem Austausch und der Qualitätssicherung des Angebots dient. 



 

  

 4 

Silvia Bollhalder, Fachexpertin Herkunftssprachen im Erziehungsdepartement BS, ist Koor-
dinatorin und Verantwortliche der HSK-Kurse. 
 
 
E Zuständigkeiten 

• Ausländerrechtiche Aspekte in kantonaler Kompetenz: 
Migrationsamt (Abfassung und Kontrolle der Integrationsvereinbarung, in Absprache mit 
AWA und Koordination für Religionsfragen) 
(Koordination Andreas Räss, andreas.raess@jsd.bs.ch) 

• Arbeitsrechtliche Aspekte: 
Amt für Wirtschaft und Arbeit (Zulassungskriterien für eine Erwerbstätigkeit; finanzielle 
Tragfähigkeit der Gemeinde/Mindestlohnregelung, Familiennachzug) 
(Koordination Roland Genhart, roland genhart@bs.ch) 

• Inhaltliche Beurteilung und Betreuung religiöse Betreuungspersonen: 
Koordination für Religionsfragen der Abteilung Gleichstellung und Integration (Beurteilung 
betr. Art. 7 a und c VintA; Einschätzung der Religionsgemeinschaft, Beurteilung der theo-
logischen Qualifizierung etc., in Zusammenarbeit mit de, Bundesamt für Migration, inforel, 
Interreligiöses Forum Basel und Interreligiösen Arbeitsgemeinschaft in der Schweiz IRAS-
COTIS)  
(Koordination Lilo Roost Vischer, lilo.roost-vischer@unibas.ch) 

• HSK-Lehrkräfte: 
Erziehungsdepartement  
(Koordination Silvia Bollhalder, silvia.bollhalder@bs.ch) 

• Bundesregelungen bzgl. Arbeits- und aufenthaltsrechtliche Zulassung: 
Bundesamt für Migration 

• Informations- und Weiterbildungsfragen: 
Koordination für Religionsfragen, in Zusammenarbeit mit GGG Ausländerberatung,  
Bundesamt für Migration, Universitäten und Fachhochschulen  
(Koordination Lilo Roost Vischer) 

• Strafrechtlich relevante Tatbestände: 
Staatsanwaltschaft 

• Fragen innerer Sicherheit: 
Nachrichtendienst des Bundes 

 
F Schlussbemerkung 
Die gute interdepartementale Zusammenarbeit im Kanton darf als beispielhaft bezeichnet 
werden.                          
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